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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6656 — Gunvor Ingolstadt/Gunvor Deutschland/Petroplus Assets) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 240/01) 

Am 3. August 2012 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32012M6656 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht. 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6654 — Melrose PLC/Elster Group SE) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 240/02) 

Am 3. August 2012 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32012M6654 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

9. August 2012 

(2012/C 240/03) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,2301 

JPY Japanischer Yen 96,53 

DKK Dänische Krone 7,4424 

GBP Pfund Sterling 0,78710 

SEK Schwedische Krone 8,2669 

CHF Schweizer Franken 1,2010 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,2955 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,135 

HUF Ungarischer Forint 276,79 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6960 

PLN Polnischer Zloty 4,0678 

RON Rumänischer Leu 4,5443 

TRY Türkische Lira 2,1959 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,1639 

CAD Kanadischer Dollar 1,2230 

HKD Hongkong-Dollar 9,5405 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,5171 

SGD Singapur-Dollar 1,5326 

KRW Südkoreanischer Won 1 386,43 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,9548 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 7,8226 

HRK Kroatische Kuna 7,5025 

IDR Indonesische Rupiah 11 652,07 

MYR Malaysischer Ringgit 3,8193 

PHP Philippinischer Peso 51,414 

RUB Russischer Rubel 38,9790 

THB Thailändischer Baht 38,760 

BRL Brasilianischer Real 2,4913 

MXN Mexikanischer Peso 16,1949 

INR Indische Rupie 68,0180
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE KOORDINIERUNG 
DER SYSTEME DER SOZIALEN SICHERHEIT 

EMPFEHLUNG Nr. S1 

vom 15. März 2012 

über die finanziellen Aspekte grenzübergreifender Lebendorganspenden 

(Text von Bedeutung für den EWR und das Abkommen EG/Schweiz) 

(2012/C 240/04) 

DIE VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE KOORDINIERUNG DER 
SYSTEME DER SOZIALEN SICHERHEIT — 

gestützt auf Artikel 72 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit ( 1 ), wonach die Verwaltungskommission alle Verwal­
tungs- und Auslegungsfragen zu behandeln hat, die sich aus der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 
987/2009 ( 2 ) ergeben, 

gestützt auf Artikel 168 Absatz 7 AEUV, 

gestützt auf Artikel 48 AEUV, 

gemäß Artikel 71 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Im Rahmen ihrer Tätigkeit ist die Union zur Wahrung 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Festlegung 
ihrer Gesundheitspolitik sowie für die Organisation des 
Gesundheitswesens und die medizinische Versorgung ver­
pflichtet. 

(2) Die Maßnahmen der Union dürfen sich nicht auf natio­
nale Rechtsvorschriften über die Spende oder die medizi­
nische Verwendung von Organen und Blut auswirken. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 regelt nicht die Er­
stattung von Sachleistungen für einen lebenden Spender 
in den Fällen, in denen die auf diesen anzuwendenden 
Rechtsvorschriften eine Kostenerstattung entweder nicht 

vorsehen oder ausschließen und die für den Organemp­
fänger geltenden Rechtsvorschriften keine Deckung der 
Kosten des Spenders vorsehen. 

(4) Anerkanntermaßen sind Organtransplantationen kosten­
wirksame Behandlungen, von denen die Patienten enorm 
profitieren, und müssen Lebendspenden in einer Art und 
Weise ausgeführt werden, die das soziale Risiko für den 
einzelnen Spender minimiert. 

(5) Der zuständige Träger des Organempfängers sollte eine 
dem Gebot der Menschlichkeit entsprechende Ad-hoc-Lö­
sung finden und die im Zuge der grenzübergreifenden 
Lebendspende notwendigen Sachleistungen erstatten, so­
fern die auf den Organspender anzuwendenden Rechts­
vorschriften keine Erstattung für lebende Organspender 
oder Lebendorganspenden im Allgemeinen vorsehen. 

(6) Der lebende Spender muss die Möglichkeit haben, auf der 
Grundlage aller maßgeblichen Informationen eine un­
abhängige Entscheidung zu treffen und sollte vorab 
über den Krankenversicherungsschutz, die Erstattung 
von Kosten im Zusammenhang mit der grenzübergreifen­
den Organspende und gegebenenfalls über den Ausgleich 
von Einkommensausfall durch Geldleistungen bei Krank­
heit informiert werden — 

EMPFIEHLT: 

(1) Bei der Vorbereitung oder Genehmigung einer Lebend­
organspende, bei der das Organ von einer in einem anderen 
Mitgliedstaat versicherten Person stammt, sollten die zuständi­
gen Behörden des Organempfängers prüfen, ob dem Spender 
bei Problemen im Zuge der Organspende Zugang zu ihrem 
Gesundheitssystem gewährt werden kann. 

(2) Die zuständigen Behörden des Organempfängers bemü­
hen sich um eine dem Gebot der Menschlichkeit entsprechende 
Lösung und erstatten dem Spender die für die grenzübergrei­
fende Lebendspende notwendigen Sachleistungen, sofern die auf 
den Organspender anzuwendenden Rechtsvorschriften keinen 
Sachleistungsanspruch für den Spender vorsehen.
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( 1 ) ABl. L 166 vom 30.4.2004, S. 1 (Berichtigung in ABl. L 200 vom 
7.6.2004, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, (ABl. L 284 vom 
30.10.2009, S. 1).



(3) Die zuständige Behörde des Spenders kommt für Geldleistungen bei Krankheit gemäß den von ihr 
anzuwendenden Rechtsvorschriften auf, ungeachtet des Mitgliedstaats der Organspende und des Organemp­
fängers. Ein etwaiger, mit der Spende in Zusammenhang stehender Einkommensausfall des Spenders sollte 
wie jede andere Arbeitsunfähigkeit gemäß den auf den Spender anzuwendenden Rechtsvorschriften behan­
delt werden, da es keinen Grund dafür gibt, die Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer Organspende anders zu 
behandeln als eine Arbeitsunfähigkeit, die auf andere medizinische Ursachen zurückzuführen ist. 

Die Vorsitzende der Verwaltungskommission 

Karin MØHL LARSEN
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Angaben der Mitgliedstaaten über staatliche Beihilfen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 736/2008 der 
Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen an 
kleine und mittlere in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Fischereierzeugnissen 

tätige Unternehmen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 240/05) 

Beihilfe Nr.: SA.33856 (11/XF) 

Mitgliedstaat: Frankreich 

Behörde, die die Beihilfe gewährt: Ministère de l’agriculture, 
de l’alimentation, de la pêche, de la ruralité et de l’aménagement 
du territoire. 

Bei Einzelbeihilfen Name des begünstigten Unternehmens: 
Aide versée au Comité régional des pêches maritimes et des 
élevages marins du Languedoc-Roussillon en vue de mettre en 
place des opérations de transfert d’anguilles argentées (stade 
adulte) pour l’unité de gestion de l’anguille Rhône-Méditerranée 
et un suivi scientifique du déroulement et des résultats de ces 
opérations. 

Rechtsgrundlage: 
Décret n o 99-1060 du 16 décembre 1999 relatif aux subventi­
ons de l’État pour des projets d’investissement 

Décret n o 2000-675 du 17 juillet 2000 pris pour l’application 
de l’article 10 du décret n o 99-1060 du 16 décembre 1999 
relatif aux subventions de l’État pour des projets d’investisse­
ment 

Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des Rates vom 18. September 
2007 mit Maßnahmen zur Wiederauffüllung des Bestands des 
Europäischen Aals 

Höhe der gewährten Einzelbeihilfe: 350 000 EUR im Jahr 
2011 (Gesamthöchstbetrag) 

Beihilfehöchstintensität: 98 % 

Bewilligungszeitpunkt: 2011 

Laufzeit der Einzelbeihilfe (voraussichtlicher Zeitpunkt der 
letzten Ratenzahlung): Die Frist für die Einreichung des An­
trags auf Zahlung des Beihilferestbetrags endet am 31. Dezember 
2012. 

Zweck der Beihilfe: Ziel dieser Regelung ist es, Blankaale vo­
rübergehend stromabwärts von Wasserbauwerken zu verbrin­
gen, bis deren Umrüstung (zur Wiederherstellung der ökologi­
schen Kontinuität) fertiggestellt ist, und diese Maßnahme wis­
senschaftlich zu analysieren. Die Beihilfe soll dazu beitragen, 
dass Frankreich die Ziele der Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 
des Rates vom 18. September 2007 mit Maßnahmen zur Wie­

derauffüllung des Bestands des Europäischen Aals und insbeson­
dere von Artikel 2 Absatz 8 fünfter Gedankenstrich verwirk­
lichen kann. Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 1100/2007 soll durch diese Beihilfe die Wahr­
scheinlichkeit einer Abwanderung von mindestens 40 % derje­
nigen Biomasse an adultem Blankaal ins Meer erhöht werden, 
die gemäß der bestmöglichen Schätzung ohne Beeinflussung des 
Bestands durch anthropogene Einflüsse ins Meer abgewandert 
wäre. 

Angewendeter Artikel: 
Artikel 18 Beihilfen für Maßnahmen zum Schutz und zur Ent­
wicklung der Wasserfauna und -flora 

Artikel 21 Beihilfen für Pilotprojekte 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Fischerei in mediterranen Ge­
wässern, Lagunen und Flüssen mit dem Ziel, die Abwanderung 
von Blankaalen ins Meer zu ermöglichen 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 
Ministère de l’agriculture, de l’alimentation, de la pêche, de la 
ruralité et de l’aménagement du territoire 
Direction des pêches maritimes et de l’aquaculture 
Bureau de la pisciculture et de la pêche continentale 
3 place de Fontenoy 
75007 Paris 
FRANCE 

Internetadresse, unter der der vollständige Wortlaut der 
Beihilferegelung oder die Kriterien und Bedingungen für 
eine unabhängig von der Beihilferegelung gewährte Einzel­
beihilfe abgerufen werden können: 
http://agriculture.gouv.fr/europe-et-international 

Begründung: 
Die geplante Beihilfe dient der Finanzierung der Aktion, ohne 
den Europäischen Fischereifonds (EFF) in Anspruch nehmen zu 
müssen. 

Die Durchführung der Maßnahme 3.2 des EFF (vgl. Artikel 38 
der Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom 27. Juli 
2006 über den Europäischen Fischereifonds) könnte nämlich 
angesichts des Ausschöpfungsgrads des entsprechenden Finanz­
rahmens Schwierigkeiten bereiten.
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung der Einleitung eines Antisubventionsverfahrens betreffend die Einfuhren von 
Draht aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in Indien 

(2012/C 240/06) 

Der Europäischen Kommission („Kommission“) liegt ein Antrag 
nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates 
vom 11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventionierte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden 
Ländern ( 1 ) („Grundverordnung“) vor, dem zufolge die Einfuhren 
von Draht aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in Indien 
subventioniert werden und dadurch den Wirtschaftszweig der 
Union bedeutend schädigen. 

1. Antrag 

Der Antrag wurde am 28. Juni 2012 von der European Con­
federation of Iron and Steel Industries (Eurofer) („Antragsteller“) 
im Namen von Herstellern eingereicht, auf die mit mehr als 
50 % ein erheblicher Teil der gesamten Unionsproduktion von 
Draht aus nicht rostendem Stahl entfällt. 

2. Zu untersuchende Ware 

Gegenstand dieser Untersuchung ist folgende Ware: 

Draht aus nicht rostendem Stahl 

— mit einem Nickelgehalt von 2,5 GHT oder mehr, ausgenom­
men Draht mit einem Gehalt an Nickel von 28 bis 31 GHT 
und an Chrom von 20 bis 22 GHT, 

— mit einem Nickelgehalt von weniger als 2,5 GHT, aus­
genommen Draht mit einem Gehalt an Chrom von 13 bis 
25 GHT und an Aluminium von 3,5 bis 6 GHT („zu unter­
suchende Ware“). 

3. Subventionsbehauptung 

Bei der angeblich subventionierten Ware handelt sich um die zu 
untersuchende Ware mit Ursprung in Indien („betroffenes 
Land“), die derzeit unter den KN-Codes 7223 00 19 und 
7223 00 99 eingereiht wird. Die KN-Codes werden nur infor­
mationshalber angegeben. 

Die Hersteller der betroffenen Ware in Indien sollen angeblich 
eine Reihe von Subventionen der indischen Regierung und ver­
schiedene regionale Subventionen in Anspruch genommen ha­
ben. 

Bei den Subventionen handelt es sich u. a. um die „Duty Entit­
lement Passbook“ - Regelung, die „Advance Authorisation“ - 
Regelung, um Vorteile für Unternehmen in Sonderwirtschafts­
zonen und exportorientierte Betriebe, um die „Export Promotion 
Capital Goods“ - Regelung, die „pre-shipment and post-ship­
ment“ - Ausfuhrfinanzierung, Darlehensbürgschaften der in­
dischen Regierung, zinssteuerbefreite Ausfuhrkredite, die „Duty 
Free Replenishment Certificate“ - Regelung und die „Duty Free 
Imports Authorisation“ - Regelung, die Zollrückerstattungsrege­
lung, die Körperschaftssteuervergünstigung für Forschung und 
Entwicklung, die „Focus Product“ - Regelung und regionale Sub­
ventionen des Bundesstaates Maharashtra (u. a. Verkaufssteuer- 
/Handelssteuervergünstigung, Befreiung von der Elektrizitäts­
abgabe, Erstattung der lokalen Einfuhrabgabe („Octroi Refund“), 
„Special Capital Incentive“ - Regelung) und des Bundesstaates 
Gujarat („Industrial Incentive“ - Regelungen). 

Es wurde vorgebracht, bei den vorgenannten Regelungen han­
dele es sich um Subventionen, da sie eine finanzielle Beihilfe der 
indischen Regierung oder anderer, regionaler Regierungen (ein­
schließlich Körperschaften des öffentlichen Rechts) beinhalteten 
und den Empfängern dadurch ein Vorteil gewährt werde. Die 
Subventionen seien von der Ausfuhrleistung abhängig und/oder 
würden nur bestimmten Unternehmen oder Gruppen von Wirt­
schaftszweigen und/oder Regionen gewährt und seien daher 
spezifisch und anfechtbar.
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4. Behauptung bezüglich Schädigung und Schadensursache 

Der Antragsteller legte Beweise dafür vor, dass die Einfuhren der 
zu untersuchenden Ware aus dem betroffenen Land in absolu­
ten Zahlen und gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen 
sind. 

Aus den vom Antragsteller vorgelegten Anscheinsbeweisen geht 
hervor, dass die Menge und die Preise der eingeführten zu unter­
suchenden Ware sich unter anderem auf die Verkaufsmengen, 
die in Rechnung gestellten Preise und den Marktanteil des Wirt­
schaftszweigs der Union negativ ausgewirkt und dadurch die 
Gesamtergebnisse und die finanzielle Lage des Wirtschaftszweigs 
der Union sehr nachteilig beeinflusst haben. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig 
der Union oder in seinem Namen gestellt wurde und dass ge­
nügend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Verfahrens 
zu rechtfertigen; sie leitet daher nach Artikel 10 der Grundver­
ordnung eine Untersuchung ein. 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die zu untersuchende 
Ware mit Ursprung im betroffenen Land subventioniert wird 
und ob der Wirtschaftszweig der Union durch die subventio­
nierten Einfuhren geschädigt wurde. Sollte sich dies bestätigen, 
wird weiter geprüft, ob die Einführung von Maßnahmen dem 
Interesse der Union nicht zuwiderlaufen würde. 

Der indischen Regierung wurden Konsultationen angeboten. 

5.1. Verfahren zur Subventionsermittlung 

Die ausführenden Hersteller ( 1 ) der zu untersuchenden Ware aus 
dem betroffenen Land und die Behörden des betroffenen Landes 
werden ersucht, an der Untersuchung der Kommission mitzuar­
beiten. 

5.1.1. Untersuchung der ausführenden Hersteller 

5.1.1.1. V e r f a h r e n f ü r d i e A u s w a h l d e r z u u n ­
t e r s u c h e n d e n a u s f ü h r e n d e n H e r s t e l l e r 
i n I n d i e n 

a) Stichprobenverfahren 

Da in dem betroffenen Land eine Vielzahl ausführender Her­
steller von dem Verfahren betroffen sein dürfte, kann die 
Kommission, um die Untersuchung fristgerecht abschließen 
zu können, die Zahl der zu untersuchenden ausführenden 
Hersteller auf ein vertretbares Maß beschränken, indem sie 
eine Stichprobe bildet („Stichprobenverfahren“). Das Stich­
probenverfahren wird nach Artikel 27 der Grundverordnung 
durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stich­
probenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich­
probe bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller oder 
die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, 
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforde­
rung binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­

kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union nach­
kommen, indem sie der Kommission die in Anhang A dieser 
Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unternehmen 
übermitteln. 

Die Kommission wird ferner mit den Behörden des betrof­
fenen Landes und gegebenenfalls mit den ihr bekannten 
Verbänden von ausführenden Herstellern Kontakt aufneh­
men, um die Informationen einzuholen, die sie für die Aus­
wahl der Stichprobe der ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben 
weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stich­
probe übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die 
ausführenden Hersteller auf der Grundlage der größten re­
präsentativen Menge der Ausfuhren in die Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in an­
gemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kom­
mission bekannten ausführenden Hersteller, die Behörden 
des betroffenen Landes und die Verbände der ausführenden 
Hersteller werden von der Kommission (gegebenenfalls über 
die Behörden des betroffenen Landes) darüber in Kenntnis 
gesetzt, welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt 
wurden. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten 
ausführenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden aus­
führender Hersteller sowie den Behörden des betroffenen 
Landes Fragebogen zusenden, um die Informationen zu 
den ausführenden Herstellern einzuholen, die sie für ihre 
Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführen­
den Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, 
und die Behörden des betroffenen Landes binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüll­
ten Fragebogen übermitteln. 

In dem Fragebogen für ausführende Hersteller werden unter 
anderem Fragen gestellt zur Struktur der Unternehmen des 
ausführenden Herstellers, zur Geschäftstätigkeit der Unter­
nehmen im Zusammenhang mit der zu untersuchenden 
Ware, zu den Gesamtverkäufen der Unternehmen und der 
zu untersuchenden Ware sowie zu dem Betrag, auf den sich 
die finanzielle Beihilfe und der Vorteil aus den angeblichen 
Subventionen oder Subventionsprogrammen belaufen. 

In dem Fragebogen für die Behörden werden unter anderem 
Fragen gestellt zu den angeblichen Subventionen oder Sub­
ventionsprogrammen, zu den Behörden, die für ihre Ab­
wicklung zuständig sind, zu der Art und Weise, wie diese 
Abwicklung erfolgt, zur Rechtsgrundlage, zu den Auswahl­
kriterien und anderen Bedingungen, zu den Empfängern und 
der Höhe der finanziellen Beihilfe und des erwachsenen Vor­
teils. 

Unbeschadet des Artikels 28 der Grundverordnung gelten 
Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die 
Stichprobe zugestimmt haben, jedoch hierfür nicht aus­
gewählt werden, als mitarbeitend („nicht in die Stichprobe 
einbezogene mitarbeitende ausführende Hersteller“). Unbe­
schadet des Buchstabens b darf der Ausgleichszoll, der ge­
gebenenfalls auf die von diesen Herstellern stammenden
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( 1 ) Ein ausführender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen 
Land, das die zu untersuchende Ware herstellt und in die Union 
ausführt, entweder direkt oder über einen Dritten, auch über ein 
verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsver­
käufen oder der Ausfuhr der zu untersuchenden Ware beteiligt ist.



Einfuhren erhoben wird, die gewogene durchschnittliche 
Subventionsspanne, die für die in die Stichprobe einbezoge­
nen ausführenden Hersteller ermittelt wird, nicht überstei­
gen. ( 1 ) 

b) Unternehmensspezifische Subventionsspanne für nicht in die 
Stichprobe einbezogene Unternehmen 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende ausfüh­
rende Hersteller können nach Artikel 27 Absatz 3 der 
Grundverordnung beantragen, dass die Kommission die je­
weilige unternehmensspezifische Subventionsspanne („indivi­
duelle Subventionsspanne“) ermittelt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die ausführenden Hersteller, die eine 
individuelle Subventionsspanne beantragen möchten, einen 
Fragebogen anfordern und diesen binnen 37 Tagen nach 
Bekanntgabe der Stichprobe ordnungsgemäß ausgefüllt zu­
rücksenden. 

Ausführende Hersteller, die eine individuelle Subventions­
spanne beantragen, sollten jedoch berücksichtigen, dass die 
Kommission die Berechnung ihrer individuellen Subventi­
onsspanne dennoch ablehnen kann, beispielsweise falls die 
Zahl der ausführenden Hersteller so groß ist, dass diese 
Berechnung eine zu große Belastung darstellen und den frist­
gerechten Abschluss der Untersuchung verhindern würde. 

5.1.2. Untersuchung unabhängiger Einführer ( 2 ), ( 3 ) 

Die unabhängigen Einführer, welche die zu untersuchende Ware 
aus dem betroffenen Land in die Union einführen, werden ge­
beten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dem Verfahren 
betroffen sein dürfte, kann die Kommission, um die Unter­
suchung fristgerecht abschließen zu können, die Zahl der zu 

untersuchenden unabhängigen Einführer auf ein vertretbares 
Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichpro­
benverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 27 
der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union nachkommen und der Kommission 
die in Anhang B dieser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu 
ihren Unternehmen übermitteln. 

Ferner kann die Kommission Kontakt mit den ihr bekannten 
Einführerverbänden aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen 
Einführer benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben weitere 
sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe über­
mitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der zu untersuchenden Ware in der Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemes­
sener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission 
bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände wer­
den von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen 
für die Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fragebo­
gen übermitteln. 

In dem Fragebogen werden unter anderem Fragen zur Struktur 
der Unternehmen, zu den Geschäftstätigkeiten der Unternehmen 
im Zusammenhang mit der zu untersuchenden Ware und zu 
den Verkäufen der zu untersuchenden Ware gestellt. 

5.2. Verfahren zur Feststellung einer Schädigung und zur Un­
tersuchung der Unionshersteller 

Die Feststellung einer Schädigung stützt sich auf eindeutige Be­
weise und erfordert eine objektive Prüfung der Menge der sub­
ventionierten Einfuhren sowie ihrer Auswirkungen auf die Preise 
in der Union und auf den Wirtschaftszweig der Union. Zwecks
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( 1 ) Nach Artikel 15 Absatz 3 der Grundverordnung bleiben anfechtbare 
Subventionen, die gleich null oder geringfügig sind oder deren Höhe 
nach Artikel 28 der Grundverordnung ermittelt wurde, unberück­
sichtigt. 

( 2 ) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit den ausführenden 
Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden. 
Einführer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen 
Anlage 1 des Fragebogens für die betreffenden ausführenden Her­
steller ausfüllen. Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 
2454/93 der Kommission mit Durchführungsvorschriften zum Zoll­
kodex der Gemeinschaften gelten Personen nur dann als verbunden, 
wenn: a) sie der Leitung des Geschäftsbetriebs der jeweils anderen 
Person angehören; b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personen­
gesellschaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer­
verhältnis zueinander befinden; d) eine beliebige Person unmittelbar 
oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimm­
berechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert 
oder innehat, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die an­
dere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar von einer drit­
ten Person kontrolliert werden; g) sie zusammen unmittelbar oder 
mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder der­
selben Familie sind. Personen werden nur dann als Mitglieder der­
selben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Ver­
wandtschaftsverhältnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern 
und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) Großeltern 
und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwie­
gereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwäger 
und Schwägerinnen. (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). In diesem 
Zusammenhang ist mit „Person“ jede natürliche oder juristische Per­
son gemeint. 

( 3 ) Die von den unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können im 
Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur 
Ermittlung einer Subventionierung herangezogen werden.



Feststellung, ob der Wirtschaftszweig der Union bedeutend ge­
schädigt wird, werden die Unionshersteller der zu untersuchen­
den Ware gebeten, an der Untersuchung der Kommission mit­
zuarbeiten. 

5.2.1. Untersuchung der Unionshersteller 

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dem Verfahren be­
troffen ist, hat die Kommission, um die Untersuchung frist­
gerecht abschließen zu können, beschlossen, die Zahl der zu 
untersuchenden Unionshersteller auf ein vertretbares Maß zu 
beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenver­
fahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 27 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Die Kommission hat eine vorläufige Stichprobe der Unionsher­
steller gebildet. Genauere Angaben dazu können interessierte 
Parteien dem Dossier entnehmen. Interessierte Parteien werden 
hiermit gebeten, das Dossier einzusehen (die Kontaktdaten der 
Kommission finden sich unter Abschnitt 5.6). Andere Unions­
hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter, die 
der Auffassung sind, dass bestimmte Gründe für die Einbezie­
hung ihres Unternehmens in die Stichprobe sprechen, müssen 
die Kommission binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union kontaktie­
ren. Interessierte Parteien, die weitere sachdienliche Informatio­
nen zur Auswahl der Stichprobe übermitteln möchten, müssen 
dies binnen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union tun, sofern nichts 
anderes bestimmt ist. 

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Ver­
bände von Unionsherstellern werden von ihr darüber in Kennt­
nis gesetzt, welche Unternehmen für die endgültige Stichprobe 
ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onsherstellern und den ihr bekannten Verbänden von Unions­
herstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen ein­
zuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefüllten Fragebogen 
übermitteln. 

In dem Fragebogen werden unter anderem Fragen zur Struktur 
der Unternehmen und zu ihrer finanziellen und wirtschaftlichen 
Lage gestellt. 

5.3. Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Sollten eine Subventionierung und eine dadurch verursachte 
Schädigung festgestellt werden, ist nach Artikel 31 der Grund­
verordnung zu entscheiden, ob die Einführung von Antisubven­
tionsmaßnahmen dem Unionsinteresse nicht zuwiderlaufen 
würde. Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind die Unionsher­
steller, die Einführer und ihre repräsentativen Verbände, die Ver­
wender und ihre repräsentativen Verbände sowie repräsentative 
Verbraucherorganisationen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union bei der Kommission zu melden. Um an der 

Untersuchung mitarbeiten zu können, müssen die repräsentati­
ven Verbraucherorganisationen innerhalb derselben Frist nach­
weisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tä­
tigkeit und der zu untersuchenden Ware besteht. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können Parteien, die sich 
innerhalb der genannten Frist bei der Kommission melden, ihr 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union Angaben zum Unionsinte­
resse übermitteln. Diese Angaben können entweder in einem 
frei gewählten Format oder in einem von der Kommission er­
stellten Fragebogen gemacht werden. Nach Artikel 31 der 
Grundverordnung übermittelte Informationen werden allerdings 
nur berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung 
durch Beweise belegt sind. 

5.4. Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

5.5. Möglichkeit der Anhörung durch die mit der Unter­
suchung betrauten Dienststellen der Kommission 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft 
die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Unter­
suchung beziehen, muss der Antrag binnen 15 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung inner­
halb der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

5.6. Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und Schriftwechsel 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (nichtvertrauliche Beiträge per E-Mail, vertrauliche auf CD- 
R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres Namens, 
ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnummer. Et­
waige Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, die 
den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, wie auch 
ggf. ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend genann­
ten Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder durch Ein­
sendung per Post oder durch persönliche Abgabe. Kann eine 
interessierte Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch 
übermitteln, muss sie die Kommission nach Artikel 28 Absatz 2 
der Grundverordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. 
Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit der 
Kommission können die interessierten Parteien der entsprechen­
den Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel 
entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence
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Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 08/020 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22960751 (Subventionierung) / +32 22988817 (Schä­
digung) 
E-Mail: TRADE-SSW-SUBSIDY@ec.europa.eu 

TRADE-SSW-INJURY@ec.europa.eu 

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen, erteilen sie diese nicht fristgerecht oder 
behindern sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 28 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige posi­
tive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der verfüg­
baren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die 
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 28 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so 
kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei un­
günstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

7. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst 
sich mit Anträgen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten 
über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristver­
längerung und Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungs­
beauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten 
Partei ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewähr­
leisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 
die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, muss 
der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt wer­
den. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu be­
antragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit 
den Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die 
Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen Ansich­
ten zu Fragen wie Subventionierung, Schädigung, ursächlichem 
Zusammenhang und Unionsinteresse vorzutragen und Gegen­
argumente vorzubringen. Eine solche Anhörung findet im Re­
gelfall spätestens am Ende der vierten Woche nach der Unter­
richtung über die vorläufigen Feststellungen statt. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:// 
ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en. 
htm 

8. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung binnen 13 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. Nach Artikel 12 Absatz 1 der Grundverordnung können 
binnen neun Monaten nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union vorläufige Maß­
nahmen eingeführt werden. 

Die interessierten Parteien werden darauf hingewiesen, dass die 
in dieser Bekanntmachung genannten Fristen wie auch die von 
der Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den Parteien fest­
gelegten Fristen eingehalten werden sollten, damit gewährleistet 
ist, dass die Untersuchung innerhalb der durch die Grundver­
ordnung vorgegebenen Fristen abgeschlossen wird. 

9. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet.
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( 1 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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Bekanntmachung der Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von Draht 
aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in Indien 

(2012/C 240/07) 

Der Europäischen Kommission („Kommission“) liegt ein Antrag 
nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates 
vom 30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden 
Ländern ( 1 ) („Grundverordnung“) vor, dem zufolge die Einfuhren 
von Draht aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in Indien 
gedumpt sind und dadurch den Wirtschaftszweig der Union 
bedeutend schädigen. 

1. Antrag 

Der Antrag wurde am 28. Juni 2012 von der European Con­
federation of Iron and Steel Industries (Eurofer) („Antragsteller“) 
im Namen von Herstellern eingereicht, auf die mit mehr als 
50 % ein erheblicher Teil der gesamten Unionsproduktion von 
Draht aus nicht rostendem Stahl entfällt. 

2. Zu untersuchende Ware 

Gegenstand dieser Untersuchung ist folgende Ware: 

Draht aus nicht rostendem Stahl 

— mit einem Nickelgehalt von 2,5 GHT oder mehr, ausgenom­
men Draht mit einem Gehalt an Nickel von 28 bis 31 GHT 
und an Chrom von 20 bis 22 GHT, 

— mit einem Nickelgehalt von weniger als 2,5 GHT, aus­
genommen Draht mit einem Gehalt an Chrom von 13 bis 
25 GHT und an Aluminium von 3,5 bis 6 GHT („zu unter­
suchende Ware“). 

3. Dumpingbehauptung 

Bei der angeblich gedumpten Ware handelt sich um die zu 
untersuchende Ware mit Ursprung in Indien („betroffenes 
Land“), die derzeit unter den KN-Codes 7223 00 19 und 
7223 00 99 eingereiht wird. Die KN-Codes werden nur infor­
mationshalber angegeben. 

Die Behauptung, die Ausfuhren aus Indien seien gedumpt, stützt 
sich auf einen Vergleich des Inlandspreises mit dem Preis der zu 
untersuchenden Ware bei der Ausfuhr in die Union (auf der 
Stufe ab Werk). 

Aus diesem Vergleich ergeben sich für das betroffene Land 
erhebliche Dumpingspannen. 

4. Behauptung bezüglich Schädigung und Schadensursache 

Der Antragsteller legte Beweise dafür vor, dass die Einfuhren der 
zu untersuchenden Ware aus dem betroffenen Land in absolu­
ten Zahlen und gemessen am Marktanteil insgesamt gestiegen 
sind. 

Aus den vom Antragsteller vorgelegten Anscheinsbeweisen geht 
hervor, dass die Menge und die Preise der eingeführten zu unter­
suchenden Ware sich unter anderem auf die Verkaufsmengen, 

die in Rechnung gestellten Preise und den Marktanteil des Wirt­
schaftszweigs der Union negativ ausgewirkt und dadurch die 
Gesamtergebnisse und die finanzielle Lage des Wirtschaftszweigs 
der Union sehr nachteilig beeinflusst haben. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig 
der Union oder in seinem Namen gestellt wurde und dass ge­
nügend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Verfahrens 
zu rechtfertigen; sie leitet daher nach Artikel 5 der Grundver­
ordnung eine Untersuchung ein. 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die zu untersuchende 
Ware mit Ursprung im betroffenen Land gedumpt ist und ob 
der Wirtschaftszweig der Union durch die gedumpten Einfuhren 
geschädigt wurde. Sollte sich dies bestätigen, wird weiter ge­
prüft, ob die Einführung von Maßnahmen dem Interesse der 
Union nicht zuwiderlaufen würde. 

5.1 Verfahren zur Dumpingermittlung 

Die ausführenden Hersteller ( 2 ) der zu untersuchenden Ware in 
dem betroffenen Land werden ersucht, an der Untersuchung der 
Kommission mitzuarbeiten. 

5.1.1 Untersuchung der ausführenden Hersteller 

5.1.1.1 V e r f a h r e n f ü r d i e A u s w a h l d e r z u u n ­
t e r s u c h e n d e n a u s f ü h r e n d e n H e r s t e l l e r 
i m b e t r o f f e n e n L a n d 

a) Stichprobenverfahren 

Da in dem betroffenen Land eine Vielzahl ausführender 
Hersteller von dem Verfahren betroffen sein dürfte, kann 
die Kommission, um die Untersuchung fristgerecht abschlie­
ßen zu können, die Zahl der zu untersuchenden ausführen­
den Hersteller auf ein vertretbares Maß beschränken, indem 
sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenverfahren“). Das 
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundver­
ordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stich­
probenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich­
probe bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller oder 
die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, 
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforde­
rung binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union nach­
kommen, indem sie der Kommission die in Anhang A die­
ser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unter­
nehmen übermitteln.
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( 1 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51. 

( 2 ) Ein ausführender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen 
Land, das die zu untersuchende Ware herstellt und in die Union 
ausführt, entweder direkt oder über einen Dritten, auch über ein 
verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsver­
käufen oder der Ausfuhr der zu untersuchenden Ware beteiligt ist.



Die Kommission wird ferner mit den Behörden des betrof­
fenen Landes und gegebenenfalls mit den ihr bekannten 
Verbänden von ausführenden Herstellern Kontakt aufneh­
men, um die Informationen einzuholen, die sie für die Aus­
wahl der Stichprobe der ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben 
weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stich­
probe übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 

Ist die Auswahl einer Stichprobe erforderlich, können die 
ausführenden Hersteller auf der Grundlage der größten re­
präsentativen Menge der Ausfuhren in die Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in an­
gemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kom­
mission bekannten ausführenden Hersteller, die Behörden 
des betroffenen Landes und die Verbände der ausführenden 
Hersteller werden von der Kommission (gegebenenfalls über 
die Behörden des betroffenen Landes) darüber in Kenntnis 
gesetzt, welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt 
wurden. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten 
ausführenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden aus­
führender Hersteller sowie den Behörden des betroffenen 
Landes Fragebogen zusenden, um die Informationen zu 
den ausführenden Herstellern einzuholen, die sie für ihre 
Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführen­
den Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, 
binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl 
einen ausgefüllten Fragebogen übermitteln. 

In dem Fragebogen werden unter anderem Fragen gestellt 
zur Struktur der Unternehmen des ausführenden Herstellers, 
zur Geschäftstätigkeit der Unternehmen im Zusammenhang 
mit der zu untersuchenden Ware, zu den Produktionskos­
ten, den Verkäufen der zu untersuchenden Ware auf dem 
Inlandsmarkt des betroffenen Landes und den Verkäufen der 
zu untersuchenden Ware in die Union. 

Unbeschadet des Artikels 18 der Grundverordnung gelten 
Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die 
Stichprobe zugestimmt haben, jedoch hierfür nicht aus­
gewählt werden, als mitarbeitend („nicht in die Stichprobe 
einbezogene mitarbeitende ausführende Hersteller“). Unbe­
schadet des Buchstabens b darf der Antidumpingzoll, der 
gegebenenfalls auf die von diesen Herstellern stammenden 
Einfuhren erhoben wird, die gewogene durchschnittliche 
Dumpingspanne nicht übersteigen, die für die in die Stich­
probe einbezogenen ausführenden Hersteller ermittelt 
wird ( 1 ). 

b) Individuelle Dumpingspanne für nicht in die Stichprobe ein­
bezogene Unternehmen 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende ausfüh­
rende Hersteller können nach Artikel 17 Absatz 3 der 
Grundverordnung beantragen, dass die Kommission die je­

weilige unternehmensspezifische Dumpingspanne („individu­
elle Dumpingspanne“) ermittelt. Die ausführenden Hersteller, 
die eine individuelle Dumpingspanne beantragen möchten, 
müssen einen Fragebogen anfordern und diesen innerhalb 
der im nachstehenden Satz genannten Fristen ordnungs­
gemäß ausgefüllt zurücksenden. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, muss der ausgefüllte Fragebogen binnen 37 Ta­
gen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl übermittelt 
werden. 

Allerdings sollten sich die ausführenden Hersteller, die eine 
individuelle Dumpingspanne beantragen, darüber im Klaren 
sein, dass die Kommission dennoch beschließen kann, keine 
individuelle Dumpingspanne zu ermitteln, wenn beispiels­
weise die Zahl der ausführenden Hersteller so groß ist, 
dass eine solche Ermittlung eine zu große Belastung dar­
stellen und die fristgerechte Durchführung der Unter­
suchung verhindern würde. 

5.1.2 Untersuchung der unabhängigen Einführer ( 2 ), ( 3 ) 

Die unabhängigen Einführer, welche die zu untersuchende Ware 
aus dem betroffenen Land in die Union einführen, werden ge­
beten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dem Verfahren 
betroffen sein dürfte, kann die Kommission, um die Unter­
suchung fristgerecht abschließen zu können, die Zahl der zu 
untersuchenden unabhängigen Einführer auf ein vertretbares 
Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichpro­
benverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 
der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union nachkommen und der Kommission 
die in Anhang B dieser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu 
ihren Unternehmen übermitteln.
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( 1 ) Nach Artikel 9 Absatz 6 der Grundverordnung bleiben Dumping­
spannen, deren Höhe Null beträgt, geringfügig ist oder nach Maß­
gabe von Artikel 18 der Grundverordnung ermittelt wurde, unbe­
rücksichtigt. 

( 2 ) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit den ausführenden 
Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden. 
Einführer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen 
Anlage 1 des Fragebogens für die betreffenden ausführenden Her­
steller ausfüllen. Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 
2454/93 der Kommission mit Durchführungsvorschriften zum Zoll­
kodex der Gemeinschaften gelten Personen nur dann als verbunden, 
wenn: a) sie der Leitung des Geschäftsbetriebs der jeweils anderen 
Person angehören; b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personen­
gesellschaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer­
verhältnis zueinander befinden; d) eine beliebige Person unmittelbar 
oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimm­
berechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert 
oder innehat, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die an­
dere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar von einer drit­
ten Person kontrolliert werden; g) sie zusammen unmittelbar oder 
mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder der­
selben Familie sind. Personen werden nur dann als Mitglieder der­
selben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Ver­
wandtschaftsverhältnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern 
und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) Großeltern 
und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwie­
gereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwäger 
und Schwägerinnen. (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). In diesem 
Zusammenhang ist mit „Person“ jede natürliche oder juristische Per­
son gemeint. 

( 3 ) Die von unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können im 
Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur 
Dumpingermittlung herangezogen werden.



Ferner kann die Kommission Kontakt mit den ihr bekannten 
Einführerverbänden aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen 
Einführer benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben weitere 
sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe über­
mitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der zu untersuchenden Ware in der Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemes­
sener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission 
bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände wer­
den von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen 
für die Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fragebo­
gen übermitteln. 

In dem Fragebogen werden unter anderem Fragen zur Struktur 
der Unternehmen, zu den Geschäftstätigkeiten der Unternehmen 
im Zusammenhang mit der zu untersuchenden Ware und zu 
den Verkäufen der zu untersuchenden Ware gestellt. 

5.2 Verfahren zur Feststellung einer Schädigung und zur Un­
tersuchung der Unionshersteller 

Die Feststellung einer Schädigung stützt sich auf eindeutige Be­
weise und erfordert eine objektive Prüfung der Menge der ge­
dumpten Einfuhren, ihrer Auswirkungen auf die Preise in der 
Union und der Auswirkungen dieser Einfuhren auf den Wirt­
schaftszweig der Union. Zwecks Feststellung, ob der Wirt­
schaftszweig der Union bedeutend geschädigt wird, werden die 
Unionshersteller der zu untersuchenden Ware gebeten, an der 
Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dem Verfahren be­
troffen ist, hat die Kommission, um die Untersuchung frist­
gerecht abschließen zu können, beschlossen, die Zahl der zu 
untersuchenden Unionshersteller auf ein vertretbares Maß zu 
beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenver­
fahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Die Kommission hat eine vorläufige Stichprobe der Unionsher­
steller gebildet. Genauere Angaben dazu können interessierte 
Parteien dem Dossier entnehmen. Interessierte Parteien werden 
hiermit gebeten, das Dossier einzusehen (die Kontaktdaten der 
Kommission finden sich unter Abschnitt 5.6). Andere Unions­
hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter, die 
der Auffassung sind, dass bestimmte Gründe für die Einbezie­
hung ihres Unternehmens in die Stichprobe sprechen, müssen 
die Kommission binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union kontaktie­
ren. 

Interessierte Parteien, die weitere sachdienliche Informationen 
zur Auswahl der Stichprobe übermitteln möchten, müssen 

dies binnen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union tun, sofern nichts 
anderes bestimmt ist. 

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Ver­
bände von Unionsherstellern werden von ihr darüber in Kennt­
nis gesetzt, welche Unternehmen für die endgültige Stichprobe 
ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onsherstellern und den ihr bekannten Verbänden von Unions­
herstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen ein­
zuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten 
Fragebogen übermitteln. 

In dem Fragebogen werden unter anderem Fragen zur Struktur 
der Unternehmen und zu ihrer finanziellen und wirtschaftlichen 
Lage gestellt. 

5.3 Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Sollten Dumping und eine dadurch verursachte Schädigung fest­
gestellt werden, ist nach Artikel 21 der Grundverordnung zu 
entscheiden, ob die Einführung von Antidumpingmaßnahmen 
dem Unionsinteresse nicht zuwiderlaufen würde. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, sind die Unionshersteller, die Einführer 
und ihre repräsentativen Verbände, die Verwender und ihre re­
präsentativen Verbände sowie repräsentative Verbraucherorgani­
sationen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union bei 
der Kommission zu melden. Um an der Untersuchung mitarbei­
ten zu können, müssen die repräsentativen Verbraucherorgani­
sationen innerhalb derselben Frist nachweisen, dass ein objekti­
ver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der zu unter­
suchenden Ware besteht. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können Parteien, die sich 
innerhalb der genannten Frist bei der Kommission melden, ihr 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union Angaben zum Unionsinte­
resse übermitteln. Diese Angaben können entweder in einem 
frei gewählten Format oder in einem von der Kommission er­
stellten Fragebogen gemacht werden. Nach Artikel 21 der 
Grundverordnung übermittelte Informationen werden allerdings 
nur berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung 
durch Beweise belegt sind. 

5.4 Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

5.5 Möglichkeit der Anhörung durch die mit der Unter­
suchung betrauten Dienststellen der Kommission 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft 
die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Unter­
suchung beziehen, muss der Antrag binnen 15 Tagen nach
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Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung inner­
halb der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

5.6 Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und Schriftwechsel 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (nichtvertrauliche Beiträge per E-Mail, vertrauliche auf CD- 
R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres Namens, 
ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnummer. Et­
waige Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, die 
den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, wie auch 
ggf. ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend genann­
ten Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder durch Ein­
sendung per Post oder durch persönliche Abgabe. Kann eine 
interessierte Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch 
übermitteln, muss sie die Kommission nach Artikel 18 Absatz 2 
der Grundverordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. 
Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit der 
Kommission können die interessierten Parteien der entsprechen­
den Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel 
entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 08/20 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22984120 (Dumping) / +32 22988817 (Schädigung) 
E-Mail: TRADE-SSW-DUMPING@ec.europa.eu 

TRADE-SSW-INJURY@ec.europa.eu 

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen, erteilen sie diese nicht fristgerecht oder 
behindern sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige posi­
tive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der verfüg­
baren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die 
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so 
kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei un­
günstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

7. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst 
sich mit Anträgen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten 
über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristver­
längerung und Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungs­
beauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten 
Partei ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewähr­
leisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 
die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, muss 
der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt wer­
den. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu be­
antragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit 
den Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die 
Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen Ansich­
ten zu Fragen wie Dumping, Schädigung, ursächlichem Zusam­
menhang und Unionsinteresse vorzutragen und Gegenargu­
mente vorzubringen. Eine solche Anhörung findet im Regelfall 
spätestens am Ende der vierten Woche nach der Unterrichtung 
über die vorläufigen Feststellungen statt. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:// 
ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en. 
htm 

8. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 6 Absatz 9 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung binnen 15 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. Nach Artikel 7 Absatz 1 der Grundverordnung können 
binnen neun Monaten nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union vorläufige Maß­
nahmen eingeführt werden. 

Die interessierten Parteien werden darauf hingewiesen, dass die 
in dieser Bekanntmachung genannten Fristen wie auch die von 
der Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den Parteien fest­
gelegten Fristen eingehalten werden sollten, damit gewährleistet 
ist, dass die Untersuchung innerhalb der durch die Grundver­
ordnung vorgegebenen Fristen abgeschlossen wird. 

9. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet.
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( 1 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung nach Artikel 27 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates in der Sache 
39.230 — Réel/Alcan 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 5758) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 240/08) 

1. EINLEITUNG 

(1) Beabsichtigt die Kommission, einen Beschluss zur Abstel­
lung einer Zuwiderhandlung zu erlassen, und bieten die 
beteiligten Unternehmen an, Verpflichtungen einzugehen, 
die geeignet sind, die ihnen von der Kommission in ihrer 
vorläufigen Beurteilung mitgeteilten Bedenken auszuräu­
men, so kann die Kommission nach Artikel 9 der Verord­
nung (EG) Nr. 1/2003 des Rates ( 1 ) diese Verpflichtungs­
zusagen im Wege eines Beschlusses für bindend für die 
jeweiligen Unternehmen erklären. Der Beschluss kann be­
fristet sein und muss besagen, dass für ein Tätigwerden der 
Kommission kein Anlass mehr besteht. Nach Artikel 27 
Absatz 4 der genannten Verordnung veröffentlicht die 
Kommission eine kurze Zusammenfassung des Falles und 
den wesentlichen Inhalt der betreffenden Verpflichtungs­
zusagen. Dritte können hierzu binnen einer von der Kom­
mission festgesetzten Frist Stellung nehmen. 

2. ZUSAMMENFASSUNG 

(2) Am 11. Juli 2012 nahm die Kommission eine vorläufige 
Beurteilung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1/2003 über mutmaßliche Zuwiderhandlungen des 
Aluminiumherstellers Rio Tinto Alcan (im Folgenden „Al­
can“) an. 

(3) Nach vorläufiger Beurteilung der Sache, verstößt die Praxis 
von Alcan, die Lizenzen für seine Aluminiumschmelz(re­
duktions-)technologie von Aluminium Pechiney („AP“) (im 
Folgenden „AP-Aluminiumschmelztechnologie“) vertraglich 
an den Kauf bestimmter Spezialkrane für Aluminiumre­
duktionsanlagen, sogenannte Pot Tending Assemblies 
(PTA), zu binden, die von der Alcan-Tochter Electrification 
Charpente Levage SASU (im Folgenden „ECL“) angeboten 
werden, möglicherweise gegen die Artikel 101 und 102 
AEUV und die Artikel 53 und 54 des EWR-Abkommens 
dar. In der vorläufigen Beurteilung vertrat die Kommission 
die Auffassung, dass Alcan eine beherrschende Stellung auf 
dem relevanten Markt für die Lizenzierung von 

Aluminiumschmelztechnologien innehat. Für die Zwecke 
dieser Sache wird der relevante Markt als Markt definiert, 
der über den EWR hinausgeht und wahrscheinlich den 
Weltmarkt außer China umfasst (im Folgenden „räumlich 
relevanter Markt“). Ferner äußerte die Kommission Beden­
ken, Alcans Vertragspraxis könne negative Auswirkungen 
auf Innovation und Preise haben und zu einer wett­
bewerbswidrigen Abschottung auf dem betreffenden 
PTA-Markt führen. 

3. WESENTLICHER INHALT DER ANGEBOTENEN VER­
PFLICHTUNGEN 

(4) Alcan stimmt der vorläufigen Beurteilung der Kommission 
nicht zu. Dennoch bot das Unternehmen nach Artikel 9 
der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 Verpflichtungen an, um 
die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission aus­
zuräumen. Die Verpflichtungen sehen im Wesentlichen 
Folgendes vor: 

(5) Alcan wird die Bestimmungen der nach Inkrafttreten der 
Verpflichtungszusagen geschlossenen Technologietransfer­
vereinbarungen so ändern, dass es allen Lizenznehmern 
der AP-Aluminiumschmelztechnologie freistehen wird, 
PTA von ECL sowie von jedem empfohlenen PTA-Anbieter 
zu erwerben, der anerkanntermaßen bestimmte technische 
Spezifikationen der AP-Aluminiumschmelztechnologiefa­
milie erfüllt. 

(6) Alcan wird ferner ein objektives, diskriminierungsfreies 
Vorauswahlverfahren einführen, über das PTA-Drittanbie­
ter die Möglichkeit erhalten, als empfohlener PTA-Anbieter 
anerkannt zu werden. Dieses Vorauswahlverfahren ist in 
Anhang 1 zu den Zusagen näher beschrieben. 

(7) Alcan wird jedem Drittanbieter von PTA auf Anfrage die 
technischen Spezifikationen für die Vorauswahl vorlegen, 
nachdem dieser mit Alcan eine Vertraulichkeitsverein­
barung geschlossen hat. Alcan wird berechtigt sein, dem 
PTA-Anbieter die Vorlage der Spezifikationen zu verwei­
gern, wenn dieser selbst oder das Unternehmen, das ihn 
kontrolliert, seinen Sitz in einem Land hat, das gemäß den 
Zusagen als Land gilt, das im Hinblick auf geistiges Eigen­
tum als problematisch einzustufen ist.
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(8) Bei PTA, die für die Installation in Aluminiumhütten be­
stimmt sind, bei deren Bau eine bestimmte AP-Alumini­
umschmelztechnologiefamilie verwendet wird, müssen 
PTA-Drittanbieter das Vorauswahlverfahren nur einmal 
durchlaufen, solange gewährleistet ist, dass die technischen 
Spezifikationen erfüllt sind. 

(9) Die Verpflichtungszusagen gelten für alle von Alcan/AP 
entwickelten Technologie-Familien, die der Aluminiumher­
stellung durch elektrolytische Reduktion von Aluminium­
oxid mit dem Hall-Héroult-Prozess in Reduktionszellen mit 
vorgebrannten Anoden dienen, für die Dritten Lizenzen 
erteilt werden können und welche mit einer Amperezahl 
von bis zu 450 kA betrieben werden und gemeinhin als 
AP-18-Familie (einschließlich AP-18, AP-22 und AP-24 
Varianten) und AP-30-Familie (einschließlich AP-36, AP- 
37, AP-39 und AP 40 Varianten) bezeichnet werden, ein­
schließlich der Varianten der jeweiligen Familien mit er­
höhter Ampereleistung, die möglicherweise während der 
Laufzeit der Verpflichtungszusagen entwickelt und an 
Dritte lizenziert werden. 

(10) Die Verpflichtungszusagen gelten weder für Alumini­
umschmelzvorhaben auf der Grundlage der AP-Alumini­
umschmelztechnologie, bei denen die Beteiligungsquote 
von Alcan (bzw. des Konzerns, zu dem Alcan gehört) 
15 % oder mehr beträgt, noch für Vorhaben in Gebieten 
außerhalb des räumlichen relevanten Marktes. 

(11) Die Verpflichtungszusagen gelten für alle Interessensbekun­
dungen im Rahmen von Ausschreibungen zur Vergabe 
von Lizenzen für die AP-Aluminiumschmelztechnologie, 
die innerhalb von fünf Jahren ab Inkrafttreten der Ver­
pflichtungszusagen (im Folgenden „Frist“) an AP gerichtet 
werden, selbst wenn die betreffende Technologietransfer­
vereinbarung erst nach Ablauf der Frist geschlossen wird. 

(12) Der vollständige Wortlaut der Verpflichtungszusagen ist 
auf der Website der Generaldirektion Wettbewerb in eng­
lischer Sprache veröffentlicht: 

http://ec.europa.eu/competition/index_en.html 

4. AUFFORDERUNG ZUR STELLUNGNAHME 

(13) Die Kommission beabsichtigt, gegebenenfalls nach Durch­
führung eines Markttests, einen Beschluss nach Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 zu erlassen, mit 
dem die oben zusammengefassten und auf der Website der 
Generaldirektion Wettbewerb veröffentlichten Verpflich­
tungsangebote für bindend erklärt werden. Sollten die an­
gebotenen Verpflichtungen wesentlich geändert werden, 
wird ein neuer Markttest durchgeführt. 

(14) Nach Artikel 27 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1/2003 fordert die Kommission Dritte auf, zu den ange­
botenen Verpflichtungen Stellung zu nehmen. Die Anmer­
kungen sollten möglichst begründet werden und alle rele­
vanten Fakten enthalten. Wird ein Problem angesprochen, 
so bittet die Kommission ausdrücklich um einen Lösungs­
vorschlag. 

(15) Alle Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätes­
tens einen Monat nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung eingehen. Die betroffenen Dritten werden auch 
aufgefordert, eine nichtvertrauliche Fassung ihrer Stellung­
nahme vorzulegen, in der etwaige Geschäftsgeheimnisse 
oder andere vertrauliche Informationen gestrichen und 
durch eine nichtvertrauliche Zusammenfassung bzw. durch 
den Hinweis „(Geschäftsgeheimnis)“ oder „(vertraulich)“ er­
setzt sind. 

(16) Die Stellungnahmen können der Kommission unter An­
gabe des Aktenzeichens COMP/E-2/39230 — Réel/Alcan 
per E-Mail (COMP-GREFFE-ANTITRUST@ec.europa.eu), per 
Fax (+32 22950128) oder per Post an folgende Anschrift 
zugesandt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Antitrust 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË

DE C 240/24 Amtsblatt der Europäischen Union 10.8.2012

http://ec.europa.eu/competition/index_en.html
mailto:COMP-GREFFE-ANTITRUST@ec.europa.eu


Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6689 — Iridium/LBEIP/Desarrollo de Equipamientos Públicos) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 240/09) 

1. Am 31. Juli 2012 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Lloyds Bank European Infrastructure Partners („LBEIP“), das der Lloyds Banking Group an­
gehört, und die Iridium Concessiones de Infraestructuras, SA („Iridium“), die dem ACS-Konzern angehört, 
erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von 
Anteilen die gemeinsame Kontrolle über das Unternehmen Desarrollo de Equipamientos Públicos, S.L. 
(„DEP“). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— DEP verwaltet Konzessionen für Transitverkehrsknotenpunkte, 

— Iridium verwaltet und betreibt alle Arten von behördlichen Konzessionen in Bezug auf Verkehrsinfra­
struktur und Infrastrukturarbeiten im öffentlichen Auftrag, 

— ACS ist ein Mischkonzern, der im Bauwesen und im Dienstleistungssektor tätig ist, 

— LBEIP verwaltet Pensionsfonds und investiert in Infrastrukturprojekte, 

— Die Lloyds Banking Group ist ein Finanzdienstleistungskonzern. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6689 — Iridium/ 
LBEIP/Desarrollo de Equipamientos Públicos per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER- 
REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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